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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 160/07 B 
 

L 3 U 249/06 (LSG Berlin-Brandenburg) 

S 98 U 678/04 (SG Berlin) 

 

 

 

 
…………………………. , 
 
 

Kläger, Antragsteller  
und Beschwerdeführer, 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 28-30, 10715 Berlin, 
 
 

Beklagte, Antragsgegnerin und 
Beschwerdegegnerin. 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. Juni 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und 

K r u s c h i n s k y     

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde  

vor dem Bundessozialgericht Prozesskostenhilfe zu gewähren und einen  

Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss  

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 2. Mai 2007 wird als unzulässig  

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat mit einem von ihm unterzeichneten Schreiben vom 21. Mai 2007 gegen den vor-

bezeichneten Beschluss des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg (LSG) Beschwerde ein-

gelegt. Mit einem weiteren Schreiben vom 21. Mai 2007 hat er die Bewilligung von Prozess-

kostenhilfe sowie sinngemäß die Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt. Dem Antrags-

schreiben des Klägers war eine Erklärung über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhält-

nisse nicht beigefügt.  

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen. Die Bewilligung 

ist ua nur zulässig, wenn sowohl das Prozesskostenhilfegesuch als auch die auf dem vorge-

schriebenen Vordruck abzugebende Erklärung des Klägers über seine persönlichen und wirt-

schaftlichen Verhältnisse in der gesetzlich vorgeschriebenen Form (§ 73a Abs 1 des Sozial-

gerichtsgesetzes <SGG> iVm § 117 Abs 2 und 4 der Zivilprozessordnung) bis zum Ablauf der 

Beschwerdefrist eingereicht werden (BSG SozR 1750 § 117 Nr 1). Darauf ist der Kläger in den 

Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe des angefochtenen Beschlusses des LSG ausdrücklich 

hingewiesen worden. Eine von ihm unterzeichnete Erklärung ist jedoch nicht innerhalb der am 

4. Juni 2007 abgelaufenen einmonatigen Beschwerdefrist (§ 160a Abs 1 Satz 2 SGG) dem 

Bundessozialgericht (BSG) vorgelegt worden. Der Kläger hatte seit Zustellung des 

angefochtenen Beschlusses am 4. Mai 2007 von den formellen Voraussetzungen für die 

Bewilligung von Prozesskostenhilfe Kenntnis und hätte innerhalb der Beschwerdefrist den 

Erklärungsvordruck einreichen können.  

 

Die rechtzeitige Vorlage des Erklärungsvordrucks konnte nicht etwa deswegen unterbleiben, 

weil der Kläger seinem Antrag den aktuellen Bescheid über seinen Bezug von Leistungen nach 

dem Sozialgesetzbuch - Zwölftes Buch - des Bezirksamts Lichtenberg beigefügt hat. Die Ver-

wendung des Vordrucks soll das Gericht in die Lage versetzen, sich auf Grund der gemachten 

Angaben und vorgelegten Belege eine ausreichende Gewissheit über die persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten, 

Bestehen oder Nichtbestehen einer Rechtsschutzversicherung) zu verschaffen. Dazu bedarf es 

aber Erklärungen, welche in dem Vordruck gefordert werden, einschließlich der Versicherung 

über die Vollständigkeit und Richtigkeit der gemachten Angaben (vgl § 117 Abs 3 ZPO iVm 

PKHVV, BSG SozR 1750 § 117 Nr 1 und 3). 

 

Da dem Kläger keine Prozesskostenhilfe zusteht, war auch der Antrag auf Beiordnung eines 

Rechtsanwalts abzulehnen. 

 

Die von dem Kläger ebenfalls eingelegte Beschwerde entspricht nicht der gesetzlichen Form 

und muss deshalb durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig 

verworfen werden (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 SGG). Eine natürliche Person kann, 
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worauf der Kläger in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Beschlusses ausdrücklich 

hingewiesen worden ist, Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision rechtswirksam 

nur durch beim BSG zugelassene Prozessbevollmächtigte einlegen lassen (§ 166 Abs 1 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  
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